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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


1. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß Abiturienten, die am 1. 

Dr. Fuchs Juli eines Jahres zur Ableistung des Wehr- 

dienstes einberufen werden und die einen 
Studienzweig ergreifen wollen, der nur mit 
einem Wintersemester begonnen werden kann, 
ihr Studium im Wintersemester des der Ein- 
berufung folgenden Jahres aufnehmen kön- 
nen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


2, Abgeordneter In welchen Fächern kann man in der Bundes- 
jung republik Deutschland z. Z. noch ein Studium 

ohne jegliche Beschränkung (etwa durch den 
numerus clausus) beginnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


3. Abgeordneter Trifft die Meldung des Presse- imd Informa- 
Saxowski tionsdienstes „ AGRA-Europe" zu, wonach 

a) die deutsche Stickstoffindustrie ihren Ab- 
nehmern entlang der Wasserstraßen neben 
Ablauffrachten bis 15 DM/t noch Sonderra- 
batte bis 17% einräumt, um auf diese Weise 
billige Importe aus westlichen Ländern zu 
verdrängen und 

b) die deutsche Stickstoffindustrie ihren Ab- 
nehmern im Inland rd. 86 DM je 100 kg 
Reinnährstoff abverlangt, während sie einen 
sehr bedeutenden Teil ihrer Produktion zu 
einem Preis von 23 DM je 100 kg nach Über- 
see verkauft? 


4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
Saxowski wirken, daß der Höchstpreis für Kalkammon- 

salpeter wenigstens dem derzeitigen Markt- 
preis im Inland angepaßt wird, um damit einen 
Beitrag zur Senkung der Betriebsmil^telkosten 
der deutschen Landwirtschaft zu leisten? 
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5. Abgeordneter Befürchtet die Bundesregierung ebenso wie die 

Strohmayr deutschen Beherbergungsbetriebe, daß die 

starke Werbung über die Verbilligung der 
Auslandsferienreisen negative Auswirkungen 
auf den hiesigen Fremden- und Ferienverkehr 
haben kann? 

6. Abgeordneter Wird die Bundesregierung Maßnahmen für 

Strohmayr einen Ausgleich oder zur Förderung des deut- 

schen Fremdenverkehrs ergreifen? 

7. Abgeordneter Wie hoch sind die Preissteigerungen, die sich 

Leicht bei Kartoffeln, Fleisch und Koks im Laufe des 

Jahres ergeben haben und auf welche Ursa- 
chen sind diese Preissteigerungen zurückzu- 
führen? 

8. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Leicht ergriffen, um die Haushalte mit Koks für den 

Winter 1969/70 ausreichend beliefern zu kön- 
nen? 

9. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

Blumenfeld daß bei der deutschen Schiffahrt und der deut- 

schen Werftindustrie durch die DM-Aufwer- 
tung vom 27. Oktober 1969 un verhältnismäs- 
sig hohe Aufwertungseinnahmeverluste ent- 
stehen? 

10. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Wett- 

Blumenfeld bewerbssituation der genannten Wirtschafts- 

zweige nach der DM- Aufwertung? 

11. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung, an, daß mit der 

Dr. Müller- Paritätsänderung der D-Mark vom 27. Okto- 

Hermann ber 1969 die Wirkungen der Neubauförde- 

rungsmaßnahmen der Bundesregierung ent- 
sprechend dem Verkehrspolitischen Programm 
für die Jahre 1968 bis 1972 zum größten Teil 
wieder aufgehoben werden? 

12. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung die Notwendig- 

Rollmann keit sofortiger Maßnahmen sowohl zum Aus- 

gleich der Aufwertungseinnahmeverluste wie 
auch zur Erhaltung der Wettbewerbsposition 
auf dem internationalen Markt für beide Wirt- 
schaftszweige an? 

13. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die Wett- 

Schröder bewerbsschwierigkeiten des deutschen Schiff- 

(Wilhelminenhof) baues zu beseitigen, die durch die Aufwertung 

der DM entstanden sind? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die laufenden 

Schröder Verhandlungen über das 7. Werftenprogramm 

(Wilhelminenhof) beschleunigt und in einer Weise zum Abschluß 

zu bringen, daß die Arbeitsplätze in diesem 
Wirtschaftszweig als gesichert angesehen wer- 
den können? 
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15. Abgeordneter Treffen Meldungen der Tagespresse auf Grund 

Müller von Erklärungen aus dem niedersächsischen 

(Nordenham) Wirtschaftsministerium zu, daß es sich bei dem 

für die Hausbrandversorgung in Niedersach- 
sen von Berlin gelieferten Koks überwiegend 
um „groben" Koks handelt, den die Haus- 
frauen mit dem „Hämmerchen" erst zerklei- 
nern müssen? 

16. Abgeordneter Trifft es weiter zu, daß anfallende Transport- 

Müller kosten von Berlin durch ein kompliziertes und 

(Nordenham) überflüssiges Gutscheinsystem aufgefangen 

werden sollen? 

17. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 

Richarts DM- Aufwertung einerseits und die Franc-Ab- 

wertung andererseits beträchtliche Auswir- 
kungen auf die Fremdenverkehrsgebiete ha- 
ben wird, die bisher von vielen Gästen aus 
dem Abwertungsgebiet des Franc besucht 
wurden? 

18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die wirtschaft- 

Richarts liehe Auswirkung der DM- Aufwertung auf alle 

Fremdenverkehrsgebiete genau zu verfolgen 
und eventuelle Hilfsmaßnahmen für das Frem- 
denverkehrsgewerbe einzuleiten? 

19. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß die EWG-Richt- 

Dr. Unland linie betreffend die Angleichung der Rechts- 

vorschriften der Mitgliedstaaten für die Be- 
zeichnung von Textilerzeugnissen kurz vor 
der Fertigstellung steht und voraussichtlich 
noch in diesem Jahre vom Ministerrat verab- 
schiedet werden soll? 

20. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 

Dr. Unland sehen Bundestag eine Änderung des § 15 des 

Textilkennzeichnungsgesetzes vorzuschlagen, 
da es für die beteiligten Wirtschaftskreise of- 
fensichtlich unzumutbar ist, sich auf eine Kenn- 
zeichnung einzurichten und entsprechende Ko- 
sten aufzuwenden, wenn bereits mit hoher 
Wahrscheinlichkeit feststeht, daß diese Kenn- 
zeichnung entweder gar nicht in Kraft treten 
wird oder aber nur wenige Monate praktiziert 
werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

21. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
Dr. Riedl sichten der deutschen Bewerbung um die Ver- 

(München) legung des Sitzes des Europäischen Patent- 

amtes nach München und wann wird sich das 
Bundeskabinett mit diesem Fragenkomplex 
befassen, um ein konkretes deutsches Ange- 
bot abgeben zu können, das sowohl die Er- 
richtung des Dienstgebäudes mit den erforder- 
lichen Bedienstetenwohnungen wie den Neu- 
bau einer internationalen Schule in München 
umfaßt? 
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22. Abgeordneter Weiche Schritte gedenkt die Bundesregierung 

Dr. Riedl zu tun, um nach Vorliegen eines solchen An- 

(München) gebots diesem trotz der anderweitigen Be- 

werbungen zum Erfolg zu verhelfen? 

23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Ge- 

Burger Währung von Darlehen aus Bundesmitteln für 

die Erstellung von Rehabilitationseinrichtun- 
gen durch die geforderte dingliche Sicherung 
ohne Vermerk über Gebührenbefreiung für 
die Eintragung im Grundbuch insoweit eine 
erhebliche Störung der Finanzierung und des 
organischen Ablaufs eintritt, als der Träger 
der Einrichtungen gezwungen ist, für jedes 
einzelne der bis zu zehn meist öffentlichen 
Darlehen die Gebührenbefreiung der in der 
Regel fünfstelligen Kosten beim zuständigen 
Landesjustizministerium zu beantragen? 

24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, da jeder der 

Burger zahlreichen Anträge auf Gebührenbefreiung 

unnötige Zeit beansprucht und die Auszahlung 
der Gelder um Wochen verzögert, die Gebüh- 
renbefreiung, wie beim sozialen Wohnungs- 
bau, im Bescheid auszusprechen und das Glei- 
che bei den anderen öffentlich-rechtlichen Dar- 
lehnsgebern zu empfehlen, oder, wenn dies 
nicht möglich ist, die rechtliche Voraussetzung 
hierfür zu schaffen oder anzuregen? 

25. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Zebisch schon vor der Reform der sog. Demonstrations- 

delikte im Rahmen der Strafrechtsreform, eine 
Aninestiegesetzgebung für die Demonstra- 
tionsvergehen von 1967/68 vorzubereiten, um 
damit angesichts der Fülle von unterschiedli- 
chen Entscheidungen der erkennenden Gerichte 
zum Rechtsfrieden beizutragen und die Aus- 
nahmesituation zu würdigen, die durch das 
übergreifen der in allen Staaten infolge einer 
verschleppten Hochschulreform festzustellen- 
den Studentenrevolte auf die Bundesrepublik 
Deutschland entstanden war? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

26. Abgeordneter Wie viele Rentner, hauptsächlich Frauenrent- 
Geisenhofer nerinnen, gibt es in der Arbeiterrentenversi- 

cherung, die trotz 30, 40 oder 50 Versicherungs- 
jahren nur knapp über dem Existenzminimum 
der Sozialhilfe oder darunter liegen, und ist 
der Bundesregierung bekannt, daß infolge der 
früheren unterbezahlten Frauenarbeit bei den 
meisten Renten für weibliche Versicherte der 
Arbeiterrentenversicherung die persönliche 
Bemessungsgrundlage auch ohne Berücksichti- 
gung niedrig entrichteter, freiwilliger Beiträge 
unter 60Vo der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage liegt? 
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27. Abgeordneter Welche Maßnahme gedenkt die Bundesregie- 

Geisenhofer rung zu ergreifen, um in der Zeit des wach- 

senden Wohlstandes diese trotz erfülltem Ar- 
beitsleben unzureichenden Renten anzuheben 
und könnte diese Härte durch Festsetzung ei- 
ner Mindestbemessungsgrundlage für gelei- 
stete Pflichtbeiträge für glaubhaft gemachte 
Ganztagsbeschäftigung beseitigt werden? 

28. Abgeordneter Hält die Bundesregierung — im Interesse der 

Kern Gleichbehandlung der Wehrdienstpflichtigen 

und Ersatzdienstpflichtigen — es für vertret- 
bar, daß Wehrdienstpflichtige vor ihrem Ein- 
berufungsbescheid einen vorläufigen Bescheid 
bekommen, Ersatzdienstpflichtige dagegen nur 
den endgültigen Bescheid? 

29. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für zumutbar, daß 

Kern ein Ersatzdienstpflichtiger, der unmittelbar 

nach Beginn seines Studiums die Einberufung 
zum Ersatzdienst erhält, für die entstandenen 
Kosten im Zusammenhang mit dem Studium- 
beginn selbst aufkommt, wenn er sein Stu- 
dium abbricht, um den Ersatzdienst anzutreten 
und könnten solche Härten nicht dadurch ver- 
mieden werden, daß Ersatzdienstpflichtige 
auch einen vorläufigen Bescheid bekommen, 
um sich zeitlich auf die Ableistung der Ersatz- 
dienstpflicht einstellen zu können? 

30. Abgeordneter Gibt cs einen vernünftigen Grund, einen 

Kaffka Wehrdienstverweigerer, der eine 10jährige 

Verpflichtung zum Dienst im Katastrophen- 
schutz eingegangen ist, nicht freizustellen vom 
zivilen Ersatzdienst im Gegensatz zur Frei- 
stellung eines wehrpflichtigen Helfers vom 
Wehrdienst? 

31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Wehr- 

Kaffka dienstverweigerer, der zivilen Ersatzdienst zu 

leisten hat, die gleiche Möglichkeit zu eröff- 
nen, wie dem Wehrpflichtigen, der sich zehn 
Jahre zum Dienst im Katastrophenschutz ver- 
pflichtet hat und damit die Freistellung vom 
Wehrdienst erlangt? 

32. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 

Härzschel desregierung beabsichtigt, ein Weihnachtsgeld 

an die Rentner zu zahlen, weil die Preise ge- 
stiegen seien und wie will die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls diese Zuwendungen in 
Höhe von ca. 500 Millionen DM finanzieren? 

33. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung außerdem 

Härzschel z. B. bei den Kriegsopfern, den Familien, den 

Unterhaltshilfeempfängern und bei anderen 
Gruppen zu tun, um die soziale Symmetrie zu 
erhalten? 
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34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nachdem sich 
Dröscher herausgestellt hat, daß das Gesetz über die 

Landabgaberente bei Aufrechterhaltung der 
jetzigen Bestimmungen über die Höchstgrenze 
für abgabefähige Betriebe in doppelter Höhe 
der Mindestbetriebsgrenze in einer viel zu 
geringen Zahl von Fällen angewandt werden 
kann, möglichst bald eine Novelle vorzulegen, 
mit der diese Schwierigkeiten ausgeräumt und 
damit dem Gesetz eine tatsächliche struktu- 
relle Wirkung gegeben werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

35. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Flämig den Verkauf von Rauschgift, insbesondere 

auch an Jugendliche und Schüler, der in jüng- 
ster Zeit besorgniserregend zugenommen hat, 
zu unterbinden? 

36. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Frau Klee rung zu neuen Initiativen zur Schaffung eines 

Europäischen Jugendwerks? 

37. Abgeordnete In wie weit rechnet die Bundesregierung mit 

Frau Klee einer Beteiligung der anderen europäischen 

Länder an einem Europäischen Jugendwerk? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit der Kultus- 

Dr. Schmitt- ministerkonferenz wegen einer Änderung der 

Vockenhausen Ferienordnung für Sommer 1970 zu verhan- 
deln? 

39. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es auf 

Dr. Apel den Bundesautobahnen — auch den mit drei 

Fahrspuren — immer mehr üblich wird, daß 
die Fahrer von Personenkraftwagen anhaltend 
die äußerste Überholspur befahren und damit 
den vorhandenen Verkehrsraum und den mög- 
lichen Fahrzeugfluß unnötig einschränken? 

40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, daraus bei der 

Dr, Apel Vorlage der neuen Straßenverkehrs-Ordnung 

die Konsequenzen zu ziehen, indem sie unter 
strikter Beachtung des Grundsatzes „keep 
your lane" bleib in deiner Fahrspur) dem die 
Fahrspur wechselnden Fahrzeug die Hauptver- 
antwortung für die Verkehrssicherheit aufer- 
legt und gleichzeitig Rechtsüberholen sanktio- 
niert? 
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41. Abgeordneter Welchen Zeitplan hat die Bundesregierung 

Josten zum Bau der vorgesehenen neuen Rheinbrük- 

ken? 

42. Abgeordneter Bis wann kann mit dem Beginn des Autobahn- 

Weigl baues Weiden — Hof gerechnet werden? 

43. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Feilermaier die Ferienordnung 1970, die von der Kultus- 

ministerkonferenz beschlossen wurde, wieder 
zu wenig Rücksicht auf die Erfordernisse des 
Verkehrs nimmt, nachdem die drei großen 
Bundesländer Bayern, Baden-Württemberg 
und Nordrhein-Westfalen nahezu gleichzeitig 
mit den Sommerferien beginnen? 

44. Abgeordneter Welche Erfahrungen brachte das zeitweilige 

Fellermaier Verkehrsverbot für LKWs auf bestimmten 

Bundesautobahnen und Bundesfernstraßen an 
einzelnen Ferientagen des Jahres 1969? 

45. Abgeordneter Welche Stellungnahme gibt die Bundesregie- 

Mertes rung zu der Kritik des Allgemeinen Deutschen 

Automobilclubs an der mangelhaften Unfall- 
hilfe auf den Straßen und Autobahnen in der 
Bundesrepublik Deutschland ab, insbesondere 
dazu, daß die Kompetenzfrage zwischen Bund 
und Ländern nach wie vor nicht geklärt sei? 

46. Abgeordneter Welche konkreten Schritte hat die Bundesre- 

Mertes gierung unternommen, um eine einheitliche 

Notrufnummer für das gesamte Telefonnetz 
der Bundesrepublik Deutschland, die kostenlos 
angewählt werden kann, ebenso zu erreichen 
wie die Ausstattung der Bundesstraßen nach 
dem Vorbild der Autobahnen mit Notruf- 
säulen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

47. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Entscheidung des 

Müller Bundesverwaltungsgerichts (AZ VIII C 54/68) 

(Mülheim) bekannt, wonach „auch einem Empfänger von 

Sozialhilfe . . . der staatliche Wohngeldzu- 
schuß nicht verweigert werden darf" ? 

48. Abgeordneter Wird die Bundesregierung aus diesem Urteil 

Müller Folgerungen ziehen? 

(Mülheim) 

49. Abgeordneter Gibt es für die Bundesregierung eine Mög- 

Zebisch lichkeit, nach dem Wohngeldgesetz oder durch 

Zuschuß an Hauseigentümer zum Ausbau von 
Studentenzimmem außerhalb des studenti- 
schen Wohnungsbaus die durch jüngste Unter- 
suchungen festgestellte drückende Wohnungs- 
not bei den Studenten zu mildern? 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/49 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

50. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, die Nachrich- 
Frau Funcke tenspiegel und ähnliches Informationsmaterial 

des Presse- und Informationsamtes, die bisher 
nur Mitgliedern der Regierungsparteien zur 
Verfügung gestellt wurden, auch den Mit- 
gliedern der Opposition zugänglich zu ma- 
chen? 

51. Abgeordneter Ist bei der Geschäftsverteilung der Bundesre- 

Matthöfer gierung festgelegt worden, welches Ministeri- 

um federführend verantwortlich ist für die 
Änderung des Nato-Statut-Zusatzabkommens, 
hier besonders Artikel 56, und des Unter- 
zeichnungsprotokolls zum Zusatzabkommen zu 
Artikel 56 Abs. 9? 

52. Abgeordneter Hat der Bundeskanzler der neuen Bundesre- 

Matthöfer gierung von seiner Richtlinienkompetenz Ge- 

brauch gemacht und das beauftragte Bundes- 
ministerium mit klaren Anweisungen hierzu 
ausgestattet, mit dem Ziel, die unter Frage 51 
angesprochenen Zusatzvereinbarungen dahin 
gehend zu ändern, daß keine rechtliche Be- 
nachteiligung der Beschäftigten bei den Statio- 
nierungsstreitkräften mehr übrigbleibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

53. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 

Frau mit die Auszahlung der zugestandenen Beträge 

Geisendörfer an die Empfangsberechtigten des Honnefer 

Modells so schnell wie möglich erfolgt? 

54. Abgeordneter Treffen die Pressemeldungen zu, nach denen 

Löffler die Bundesregierung entgegen den Beschlüssen 

des Haushalts- und des Innenausschusses des 
Deutschen Bundestages vom 29. März 1968 der 
bayerischen Staatsregierung die Zusage ge- 
macht hat, der Bund werde die Hälfte der Ko- 
sten für die Olympischen Spiele übernehmen? 

55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit dem bayerischen 

Löffler Wirtschaftsminister einer Meinung, daß es sich 

bei dieser Zusage lediglich um eine reine Ver- 
waltungssache handele, oder wird die Bundes- 
regierung die zuständigen parlamentarischen 
Gremien unterrichten und beschließen lassen? 

56. Abgeordneter Mit welchen Zahlen kann die Bundesregie- 
Dr. Rutschke rung die alarmierenden Meldungen der letz- 
ten Zeit über einen sprunghaften Anstieg der 
sogenannten Kinderkriminalität erläutern, und 
in welchen Bereichen spielt sich diese Kinder- 
kriminalität heute überwiegend ab? 
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57. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


58. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


59. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


60. Abgeordneter 

Josten 


61. Abgeordneter 

Dr. Enders 


62. Abgeordneter 

Dr. Enders 


Worauf ist diese Zunahme zurückzuführen, 
und welche Gegenmaßnahmen haben die Be- 
hörden ergriffen? 

Stimmt die Bundesregierung der Einführung 
eines privaten Fernsehens in der Bundesrepu- 
blik Deutschland neben den bestehenden Pro- 
grammen der öffentlich-rechtlichen Anstalten 
grundsätzlich zu? 

Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, 
in Zukunft sendetechnische Einrichtungen für 
Gesellschaften des privaten Rechts zur Ver- 
fügung zu stellen, wenn diese die Voraus- 
setzungen des Fernsehurteils des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 28. Februar 1961 erfül- 
len? 

Wird die Bundesregierung ein Schlußgesetz 
zum Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz 
vorlegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den nach § 27 a 
des Bundespolizeibeamtengesetzes am 31. De- 
zember 1969 auslaufenden Termin zu verlän- 
gern, wonach für längerdienende Angehörige 
des Bundesgrenzschutzes und der Bundeswehr 
nach Beendigung der Dienstzeit die Höchst- 
grenze der Übergangsgebührnisse das Zwei- 
fache der jeweils ruhegehaltsfähigen Dienst- 
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgrup- 
pe A 1 beträgt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Falle 
der Nichtverlängerung dieses Termins ein er- 
heblicher Verlust an Ubergangsgebührnissen 
für längerdienende Angehörige des Bundes- 
grenzschutzes und der Bundeswehr eintreten 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


63. Abgeordneter Können die Mitglieder der gesetzlichen Kran- 
Ollesch kenversicherungen die vom 1. Januar 1970 an 

auf 2,50 DM erhöhte Rezeptgebühr beim Lohn- 
steuerjahresausgleich bzw. in der Einkom- 
mensteuererklärung geltend machen, und wel- 
che Form des Nachweises empfiehlt die Bun- 
desregierung dafür? 


64. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um der oft vorgetragenen Klage 
über die jahrelange Prozeßdauer bei Revisio- 
nen in der Finanzgerichtsbarkeit zu begeg- 
nen, nachdem laut „Die Welt'' vom 17. Okto- 
ber 1969 fast die Hälfte aller im Jahre 1968 
vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fälle län- 
ger als drei Jahre anhängig waren? 
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65. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


66 . Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


67. Abgeordneter 

Wendt 


68 . Abgeordneter 

Wendt 


69. Abgeordneter 

Krammig 


70. Abgeordneter 

Krammig 


Hält die Bundesregierung eine Änderung der 
Zollordnung für notwendig, die es ermöglicht, 
auch in Zukunft Ski aus Österreich zollfrei 
einzuführen? 

Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß eine Anwendung der neuen Bestim- 
mungen der Zollordnung zu einer Vergröße- 
rung des Verkehrschaos an den deutsch-öster- 
reichischen Grenzübergängen führen würde 
und zu einer entscheidenden Erschwerung des 
Tourismjus beitragen würde, die sich mit dem 
Streben nach einem vereinten Europa nicht 
vereinbaren läßt? 

Hält es die Bundesregierung der Sache nach 
für sinnvoll und gerechtfertigt, daß Lotterien, 
wie beispielsweise die jetzt auslaufende von 
der ARD für die „Stiftung Deutsches Hilfs- 
werk'' veranstaltete Fernsehlotterie, die aus- 
schließlich caritativen Zwecken dient, und de- 
ren erklärtes Ziel die Linderung sozialer Här- 
ten ist, mit I 6 V 3 V 0 Lotteriesteuer belastet wer- 
den? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
sich bei den Ländern dafür zu verwenden, daß 
diese Steuer erlassen, zumindest aber erheb- 
lich gesenkt wird? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß ein 
Weg gefunden werden muß, um Steuerarten, 
insbesondere die Gewerbe- und die Lohn- 
summensteuer, abzubauen, die sich wettbe- 
werbsverzerrend innerhalb der EWG auswir- 
ken, weil sie nur in der Bundesrepublik 
Deutschland vorhanden sind, und wenn ja, be- 
absichtigt die Bundesregierung, den Steuer- 
ausfall bei Bund, Ländern (Umlage) und den 
Gemeinden qualitativ und quantitativ zu er- 
setzen? 

Haben die Bundesländer inzwischen ihre bei 
der Verabschiedung des Umwandlungsteuer- 
gesetzes im Bundesrat gegebenen Zusagen 
hinsichtlich der Grunderwerbsteiierbefreiung 
verwirklicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


71. Abgeordnete 

Frau 

Griesinger 


Kann die Bundesregierung Angaben über die 
längerfristige Entwicklung und den derzeitigen 
Stand der Erzeuger- und Verbraucherpreise 
bei Äpfeln in der Bundesrepublik Deutschland 
machen? 


11 



Drucksache VI/49 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


72. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Frau einem Erzeugerpreisverfall auf den Märkten 

Griesinger für Apfel und damit einer Existenzbedrohung 

des Erwerbsobstbaues entgegenzuwirken? 


73, Abgeordneter 
Susset 


74. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


75. Abgeordneter 

Klinker 


76. Abgeordneter 

Klinker 


77. Abgeordneter 

Bewerunge 


78. Abgeordneter 

Bewerunge 


79. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 


Wie beurteilt die Bundesregierung aus der 
Sicht des geltenden EWG-Rechts die Gewäh- 
rung von Lagerprämien in Frankreich in Höhe 
bis zu 19 FF/100 kg Äpfeln? 

Welche Sofortmaßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung zu ergreifen, um den Verlust, 
der den deutschen Hähnchenerzeugern und 
den Geflügelschlachtereien durch die Aufwer- 
tung der DM und den dadurch möglich gewor- 
denen spürbaren Preisunterbietungen bei Ein- 
fuhren, insbesondere aus Holland, entstanden 
ist und der die Existenz der Geflügelwirtschaft 
auf das äußerste gefährdet, auszugleichen, 
nachdem mit den Ausgleichsabgabesätzen 
nach der Verordnung vom 3. November 1969 
der hohe Wettbewerbsnachteil der einheimi- 
schen Geflügelwirtschaft nicht genügend auf- 
gefangen werden konnte? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
und der Partnerstaaten der EWG, daß bei 
Währungsparitätsänderungen ein Grenzaus- 
gleichssystem bei Agrarprodukten und die 
Erhaltung des bisherigen, in Landeswährung 
ausgedrückten Agrarpreisniveaus die Grund- 
lage der gemeinsamen Agrarpolitik und des 
gemeinsamen Marktes in Frage stellt? 

Kann die Bundesregierung, falls sie die in 
Frage 75 dargestellte Auffassung teilt, ange- 
ben, welche unabänderliche Rechtsnorm einer 
Aussetzung der europäischen Rechnungsein- 
heit oder einer Änderung der Berechnungs- 
grundlage der gemeinsamen Agrarpreise bis 
zur Verwirklichung einer gemeinsamen Wäh- 
rungspolitik entgegenstehen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
das für sechs Wochen eingeführte Grenzaus- 
gleichssystem die Zusage der Bundesregie- 
rung, daß die deutsche Landwirtschaft keine 
aufwertungsbedingten Einkommens Verluste 
erleiden soll, deckt? 

Wie soll nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung nach der Übergangsregelung von 
sechs Wochen der Einkommensausgleich für 
die Landwirtschaft gesichert werden? 

Wie will die Bundesregierung sichern, daß im 
Haushalt ausreichende Mittel auf Dauer zur 
Verfügung stehen und daß der Landwirtschaft 
nicht wieder der Vorwurf gemacht wird, sie 
sei Subventionsempfänger? 
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80. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung die seit dem 
Dr. Reinhard 29. September 1969 bereits eingetretenen Ein- 
kommensverluste für die deutsche Landwirt- 
schaft ausgleichen? 


81. Abgeordneter Warum hat die deutsche Delegation bei den 
Dr. Ritz Luxemburger Verhandlungen zugestimmt, daß 

die Gestaltung der Verordnung über den 
Grenzausgleich für sechs Wochen von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
nach deren Vorstellung gestaltet werden 
kann? 


82. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung die dem deut- 
Dr. Ritz sehen Agrarexport durch die Abwertung des 

französischen Franc und die Aufwertung der 
DM entstandenen Verluste ausgleichen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


83. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


84. Abgeordneter 

Kiep 


85. Abgeordneter 

Kiep 


86. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 


87. Abgeordneter 

Dr. Nölling 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellung des ehemaligen amerikanischen Un- 
terstaatssekretärs Rostow, der von einer „ge- 
waltigen isolationistischen Welle" in den Ver- 
einigten Staaten spricht? 

Wertet die Bundesregierung die völkerrecht- 
liche Anerkennung der „DDR" durch dritte 
Staaten im Sinne der Erklärung ihrer Vorgän- 
gerin vom 30. Mai 1969 als „unfreundlichen 
Akt" und entspricht die vom Bundesaußen- 
minister nach der Bildung der Bundesregierung 
an die Auslandsvertretungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland ergangene diesbezügliche 
Weisung dieser Grundlinie? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
Beziehungsaufnahme dritter Länder mit der 
„DDR" nicht nur den deutschen Interessen 
nicht schaden, sondern dazu beitragen würde, 
ein Element der Spannung auszuräumen? 

Welche in der Geschäftsordnung der Bundes- 
regierung niedergelegten Kompetenzen kann 
der Bundesminister des Auswärtigen für sich 
beanspruchen, wenn er — ■ laut DPA vom 
4. November 1969 — sagt, daß er zu Gesprä- 
chen mit Ost-Berlin bereit sei? 

Hat die Bundesregierung davon Kenntnis ge- 
nommen, daß die deutsche Öffentlichkeit über 
Meldungen aus Brasilien beunruhigt ist, nach 
denen dort Völkermord an Indianern betrie- 
ben wird und sieht sie Möglichkeiten, der 
brasilianischen Regierung unsere Sorge über 
das Schicksal dieser Menschen nahezubringen 
und nachdrücklich gegen die berichteten un- 
menschlichen Praktiken zu protestieren? 
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88. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Dokumente zugäng- 

Dr. Marx lieh oder Signale bekannt, die darauf schlies- 

(Kaiserslautern) sen lassen, daß Verantwortliche der SED 

die „Einheit der Nation" überhaupt wollen? 

89. Abgeordneter Welche Variante der vielfachen Interpretation 

Dr. Marx des Begriffes „Anerkennung" meint der Bun- 

(Kaiserslautern) desaußenminister, wenn er davon spricht, daß 

die Bundesregierung dem „Verlangen der DDR 
nach Respektierung ihrer staatlichen Existenz 
nicht im Wege stehen" wolle? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

1. Abgeordneter Welchen Anteil an den Kosten der Olympi- 

Zebisch sehen Spiele 1972 wird die Bundesregierung 

insgesamt übernehmen? 

2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die in „Die Welt" 

Zebisch vom 27. Oktober 1969 referierte Untersu- 

chung Prof. Jaides, derzufolge sehr starke 
restaurative-autoritäre Tendenzen bei der Ju- 
gend mit Grundschulbildung festzustellen sein 
sollen, dem Deutschen Bundestag zur Kennt- 
nis bringen und welche Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung einzuleiten, wenn die Un- 
tersuchung repräsentativ und signifikant in 
ihren Ergebnissen sein sollte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung nach dem bisherigen 

Biechele Briefwechsel zwischen dem Finanzministerium 

Baden-Württemberg und dem Bundesminister 
der Verteidigung hinreichend bekannt, daß das 
inmitten der City von Konstanz gelegene, und 
in sich geschlossene 765,25 a große Areal der 
Klosterkaserne, in der französische Einheiten 
untergebracht sind, die bauliche und verkehrs- 
mäßige Entwicklung der Stadt in einer Weise 
behindert, die ihre Zukunft in Frage stellt? 

4. Abgeordneter Ist daher die Bundesregierung bereit, ihre 

Biechele Möglichkeiten für die Freimachung der Klo- 

sterkaserne einzusetzen, damit die Stadt Kon- 
stanz eine moderne, zukunftsorientierte und 
wirtschaftliche Verkehrsplanung und Ver- 
kehrsentflechtung in der City durchführen 
kann? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

5. Abgeordneter Welche Pläne hat die Bundesregierung für den 

Dr. Lenz Ausbau der Bundesstraßen im Kreis Berg- 

(Bergstraße) Straße in den nächsten vier Jahren? 

6. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 

Dr. Lenz beim weiteren Ausbau der Bundesstraßen im 

(Bergstraße) Kreis Bergstraße den Ost/ Westverbindungen 

bei? 


Bonn, den 7. November 1969 
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